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MINISTERIUM FÜR LÄNDLICHEN RAUM 

UND VERBRAUCHERSCHUTZ 

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums 

für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

zur Änderung der Verwaltungsvorschrift 

für die Gewährung von Zuwendungen 

zum Pheromoneinsatz im Weinbau 

Vom 12. Mai 2016- Az.: 24-8265.44-

I. 

In Nummer 6.1.6 Satz 1 der Verwaltungsvorschrift des Mi­
nisteriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz für 
die Gewährung von Zuwendungen zum Pheromoneinsatz 
im Weinbau vom 3. März 2015 (GABl. S. 169) werden die 
Wörter »bis zum 15. Juli eines jeden Kalenderjahres« gestri­
chen. 

II. 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 31. Mai 2016 in Kraft. 
GAB!. S.485 

Gemeinsame Verwaltungsvorschrift 

des Ministeriums für Ländlichen Raum und 

Verbraucherschutz, de.s Justizministeriums 

und des Innenministeriums über die 

Zusammenarbeit der Verwaltungs- und 

Strafverfolgungsbehörden bei der Bekämpfung 

von Verstößen im Bereich des gesundheitlichen 

Verbraucherschutzes 

Vom 23. Mai 2016- Az.: 31-0522.0-

Rechtsgrundlagen 

1.1 Die Sicherheit von Lebensmitteln ist wichtige Lebens­
grundlage für den Menschen. Das Vertrauen der Ver­
braucherinnen und Verbraucher in die Lebensmittel 
und ihre Erwartungen an einen funktionierenden ge­
sundheitlichen Verbraucherschutz hat, wie die öffentli­
che Diskussion in den letzten Jahren zeigt, stark an ge­
sellschaftspolitischer Bedeutung gewonnen. 

1.2 Es sind daher im Sinne des gesundheitlichen Verbrau­
cherschutzes alle geeigneten und erforderlichen Maß­
nahmen zu treffen, um die Produktion sicherer Lebens­
mittel auf allen Stufen zu gewährleisten und dieses 
Vertrauen zu rechtfertigen. Diese Verpflichtung obliegt 
in erster Linie den Lebensmittel- und Futtermittelunter­
nehmern. Die für die amtliche Lebensmittel- und Fut­
termittelüberwachung nach § 18 Ausführungsgesetz 
zum Lebensmittel- und Bed<+rfsgegenständegesetz 
(AGLMBG) und § 1 Futtermittelzuständigkeitsverord-

nung zuständigen. Behörden (Verwaltungsbehörden) 
überwachen die Einhaltung der Vorschriften und sank­
tim1ieren Verstöße verwaltungs- und bußgeldrechtlich. 
Die verwaltungsrechtlichen Anordnungsbefugnisse 
und Vollstreckungsmöglichkeiten sind im Interesse ei­
nes effektiven Verbraucherschutzes im Rahmen des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes voll auszuschöpfen. 

1.3 Daneben verpflichtet Artikel. 17 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nummer 178/2002 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festle­
gung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen 
des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäi­
schen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Fest­
legung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABI. 
L 31 vom 1. 2. 2002, S. die zuletzt durch Verordnung 
(EU) Nummer 652/2014 vom 15. Mai 2014 
L 189 vom 27. 6. 2014) geändert wurde, in der jeweils 
geltenden Fassung die Mitgliedstaaten der Europäi­
schen Gemeinschaft, für eine effektive Durchsetzung 
des Lebensmittei- und Futtermittelrechts auch mit 
Hilfe von Sanktionen, die wirksam, verhältnismäßig 
und abschreckend sind, Sorge zu tragen. 

1.4 Insofem kommt der Verfolgung von Ordnungswidrig­
keiten und Straftaten als weitere Maßnahme zur Be­
kämpfung von Verstößen gegen entsprechende Vor­
schriften des Lebensmittel- und Futtermittelrechts be­
sondere Bedeutung zu. 

1.5 Die wirksame Verfolgung solcher Verstöße, die häufig 
als besonders gemein- und sozialschädlich anzusehen 
sind, setzt eine enge, koordinierte, verständnis- und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den für die 
Überwachung der Lebensmittel- und Futtermittelsi­
cherheit verantwortlichen Verwaltungsbehörden und 
Untersuchungseinrichtungen einerseits und den Straf­
verfolgungsbehörden (Staatsanwaltschaften und Poli­
zei) andererseits voraus. Um diese Zusammenarbeit 
noch effektiver zu gestalten, sind insbesondere die im 
Folgenden dargestellten Maßnahmen geboten. 

2 Ansp:rechpartner 

Um eine vertrauensvolle und enge Zusammenarbeit zu 
gewährleisten, teilen die Verwaltungsbehörden und 
Strafverfolgungsbehörden sich gegenseitig die Namen 
und Erreichbarkeiten von Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartnern für die Bearbeitung von Verfahren in 
Zusammenhang mit Iebensmittel- und futtermittel­
rechtlichen Verstößen mit. 

3 Besprechungen 

3.1 Ein wirksames Mittel, um Erfahrungen auszutauschen, 
Unklarheiten zu beseitigen oder Streitpunkte zu klären, 
sind rechtzeitige offene Gespräche. Deshalb sollten bei 
Bedarf die jeweils für den lebensmittel- und futtermit­
telrechtlichen Bereich zuständigen Verwaltungsbehör­
den und Untersuchungseinrichtungen, Staatsanwalt­
schaften und die Polizei Besprechungen vereinbaren. 
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3.2 Darüber hinaus vereinbart jedes Regierungspräsidium · 
für seinen Zuständigkeitsbereich mindestens einmal 
jährlich eine gemeinsame Besprechung zum Zwecke 
des Meinungs- und Erfahrungsaustauschs, insbeson­
dere auch der Erörterung von Fragen der Zusammenar­
beit, der Koordinierung von Maßnahmen, der wechsel­
seitigen Unterrichtung über den Erlass, die Änderung 
oder die Auslegung wichtiger Vorschriften, sowie der 
Behandlung aller sonstigen relevanten Fragen aus dem. 
präventiven und repressiven Bereich des Lebensmittel­
und Futtermittelrechts. Diese Besprechungen können 
von den·Regierungspräsidien auch gemeinsam veran­
st!!ltet werden. Daneben werden bei Bedarf zusätzlich 
Besprechungen über fachliche oder ortsbezogene Ein­
zelfragen von denjeweils zuständigen Behörden. durch- . 
geführt. 

3.3 An den Besprechungen sollen die Ansprechpartnerin­
nen und Ansprechpartner nach Nummer 2 der für den 
jeweiligen Bereich zuständigen· Staatsanwaltschaften, 
Vertreter der Polizei, Vertreter der unteren Verwal­
tungsbehörden und Vertreter der Untersuchungsein­
richtungen teilnehmen. Die Generalstaatsanwaltschaf­
ten sowie das Ministerium für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz sollen über die Besprechung unter­
richtet werden', um ihnen eine Teilnahme oder die Be­
nennung zusätzlicher Besprechungsthemen zu ermögli­
chen. 

Staatsanwaltschaften, bei denen eJ;fahrungsgemäß nur 
eine kleine Zahl von Verfahren wegen lebensmittel­
oder futtermittelrechtlicher Verstöße anhängig wird, 
können sich bei den Besprechungen auf Ebene der Re­
gierungspräsidien durch eine andere Staatsanwaltschaft 
vertreten lassen. 

3.4 Die Oberlandesgerichte sind zu unterrichten, wenn die 
Tagesordnung Themen enthält, die auch für Richterin­
nen und Richter, die rrp.t Strafsachen oder Ordnungs­
widrigkeiten aus dem Iebensmittel- oder futtermittel­
rechtlichen Bereich befasst sind, von Interesse sein 
können. 

3.5 · Die jeweils einladende Behörde fertigt über die Be­
sprechung einen Ergebnisbericht, den sie ihrer obersten 
Dienstbehörde und den Teilnehmerinnen und Teilneh­
mern der Besprechung zur Unterrichtung ihrer vorge-· 
setzten Stellen überriüttelt. Nimmt eine Staatsanwalt­
schaft bei einer Besprechung auf Ebene des Regie­
rungspräsidiums nicht teil, stellt die vertretende Staats­
anwaltschaft sicher, dass der vertretenen Staatsanwalt­
schaft der Ergebnisbericht zur Kenntnis gegeben wird. 

4 Unterrichtung der Strafverfolgungsbehörden über 
den Verdacht einer Straftat gegen Vorschriften des 
Lebensmittel- oder Futtermittelr.echts 

4.1 Die Verwaltungsbehörden unterrichten die Strafverfol­
gungsbehörden über den Verdacht einer Straftat gegen 
Vorschriften des Lebensmittel- oder Futtermittel­
rechts. Hinsichtlich der Frage, ob eine Straftat vorliegt, 
bedarf es keiner abschließenden strafrechtlichen Be­
wertung durch die Verwaltungsbehörde. Es genügt ei-\ 
ne Würdigung im Rahmen des allgemeinen Rechts­
empfindens (Würdigung in der Laiensphäre) unter Be-

rücksichtigung der Erkenntnisse aus der bestehenden 
Fachkompetenz. Bestehen Zweifel. am Vorliegen des 
Verdachts einer Straftat, nimmt· die Verwaltungsbe­
hqrde Kontakt mit der zuständigen Staatsanwaltschaft 
auf, um diese Zweifel zu klären. Die Verpflichtung der 
Staatsanwaltschaft nach dem Legalitätsprinzip zum 
Einschreiten, wenn sie Kenntnis von einem Sachver­
halt erhält, der den Anfangsverdacht einer verfolgbaren 
Straftat begründet, bleibt hiervon unberührt. 

4.2 Die Unterrichtungspflicht besteht insbesondere, 

wenn der Verdacht besteht, dass die mögliche Straf­
tat zu einer Verletzung oder unmittelbaren Gefähr­
dung von Leib oder Leben oder von Sachen von be­
deutendem Wert oder zu 'einer erheblichen oder 
nachhaltigen Schädigung des Verbraucherschutzes 
geführt hat, oder 

wenn der Verdacht besteht, dass die mögliche Straf­
tat aus Gründen der ,Kostenerspamis, aus Gewinn­
streben oder aus Gleichgültigkeit gegenüber den 
Erfordernissen des Verbraucherschutzes begangen 
worden ist, oder 

- ·wenn der Tatverdächtige wiederholt gegen Rechts­
vorschriften oder behördliche Anordnungen, Bedin­
gungen oder Auflagen zum Schutz der Verbrauche­
rin oder des Verbrauchers verstoßen hat. 

Die Mitteilung ist grundsätzlich an die örtlich zustän­
dige Staatsanwaltschaft zu richten. Sie ist an die örtlich 
zuständige Polizeidienststelle zu richten, wenn hier­
durch das Verfahren· beschleunigt werden kann. Dies 
gilt insbesondere, wenn aus Sicht der Verwaltungsbe­
hörde nur noch einzelne Ermittlungsmaßnahmen, wie 
beispielsweise eine Beschuldigtenvernehmung, erfor­
derlich sind, die nicht Staatsanwaltschaft oder Gericht 
vorbehalten sind. In Zweifelsfällen ist vor der Mittei­
lung die zuständige Staatsanwaltschaft zu befragen und 
das Ergebnis in der Mitteilung zu vermerken. Die Mit­
teilung hat unverzüglich nach Kenntniserlangung durch 
die Verwaltungsbehörde zu erfolgen und soll folgende 
Angaben umfassen: 

' ' 
- Darstellung des Sachverhalts, Angaben über den 

Betrieb und zu den möglichen Verantwortlichen ein­
schließlich - soweit bekannt - der näheren Angaben 
zur Person (Geburtsdatum und -ort, Familienstand, 
Staatsangehörigkeit, Wohnort, erlernter Beruf und 
ausgeübte Tätigkeit), auf die sich der strafrechtliche 
Vorwurf beziehen könnte; 

Benennung der aus Sicht der Verwaltungsbehörde in 
Betracht kommenden besonderen Straftatbestände 
nach den lebensrriittel- und futtermittelrechtlichen 
Bestimmungen, gegebenenfalls in Verbindung mit 
unmittelbar geltenden EU-Vorschriften; 

Darlegung tatsächlicher Umstände, die zur Feststel­
lung von Vorsatz oder Fahrlässigkeit, für die Bewer­
tung des öffentlichen Interesses an der Strafverfol­
gung oder für die Strafzumessung von Bedeutung 
sein können (beispielsweise vorangegangene An­
ordnungen, Belehrungen, Verwarnungen, frühere 
Straf- oder Bußgeldverfahren, Reaktion auf voran­
gegangene behördliche Maßnahmen, Menge und 
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Art der Lebens- oder Futtermittel sowie eine Be­
schreibung der konkreten Art des Verderbs, gesund­
heitliche Relevanz der Verstöße, Kreis der betroffe­
nen Verbraucherinnen und Verbraucher, Einschät­
zung des konkret erzielten Gewinns); 

- Hinweis, ob und gegebenenfalls mit welchen Maß­
gaben aus Sicht der Verwaltungsbehörde eine Ein­
stellung des Verfahrens befürwortet werden könnte. 
Zur Verdeutlichung der Vorwürfe oder als Beweis­
mittel geeignete Lichtbilder, Gutachten von Untersu­
clmngsstellen oder sonstige Gegenstände oder Doku­
mente können der Mitteilung beigefügt werden. 

4.4 Die Verwaltungsbehörde teilt die beabsichtigte Mittei­
lung der Staatsanwaltschaft vorab in geeigneter Weise 
(telefonisch, perE-Mail oder Telefax) mit, wenn hierzu 
aus ihrer Sicht Veranlassung besteht (zum Beispiel we­
gen der Schwere des Tatvorwurfs oder erforderlicher 
Eilmaßnahmen). Ist zum Zwecke der Beweissicherung 
ein sofortiges Einschreiten der Strafverfolgungsbehör­
den erforderlich, ist ferner die Polizei unverzüglich zu 
unterrichten. 

4.5 Durch die Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden 
bleiben die ordnungsbehördlichen Aufgaben und Be­
fugnisse der Verwaltungsbehörden, insbesondere zur 
Abwehr konkreter Gefahren sowie zur Verhütung künf­
tiger Verstöße, unberührt. Soweit erforderlich, ist we­
gen beabsichtigter Maßnahmen eine Abstimmung mit 
den Strafverfolgungsbehörden vorzunehmen, um nicht 
die dort laufenden Ermittlungen zu beeinträchti,gen. 

4.6 Nach§ 2 Nummer 4 und 5 der Vero;dnung der Landes­
regierung über die Ermittlungspersonen der Staatsan­
waltschaft sind die Verwaltungsangehörigen, die mit 
der Überwachung des Weinverkehrs (Weinkontrol­
leure) oder der Lebensmittelüberwachung (Lebens mit­
telkontrolleure) beschäftigt sind, Ermittlungspersonen 
der Staatsanwaltschaft, sofern sie mindestens zwei 
Jahre in dieser Funktion tätig sind und das 21. Lebens­
jahr vollendet haben. 

Eine über die in Nummer 4.1 und 4.2 genannten Vor­
aussetzungen hinausgehende Rechtspflicht zur Unter­
richtung der Staatsanwaltschaften besteht auch für sie 
nicht, da sie nicht dem Legalitätsprinzip nach§ 152 der 
Strafprozessordnung (StPO) unterworfen sind. Sie sind 
lediglich berechtigt, bei Vorliegen eines Anfangsver­
dachts auch aufgrundeigener Initiative die in der Straf­
prozessordnung vorgesehenen speziellen Maßnahmen 
zu ergreifen; ein so eingeleitetes Ermittlungsverfahren 
ist in jedem Fall zur abschließenden Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft zuzuleiten. Im Rahmen ihrer Tätig­
keit als Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft 
unterliegen sie den Weisungen der Staatsanwaltschaft. 

5 Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
und Straftaten 

5.1 Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten obliegt dem 
pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen unteren Ver­
waltungsbehörden (§ 47 Absatz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) i. V. m. § 36 Absatz 1 
Nummer 1 OWiG und § 2 der Verordnung der Landes­
regierung über Zuständigkeiten nach dem Gesetz über 

Ordimngswidrigkeiten (OWiZuVO)) beziehungsweise 
für den Bereich der Futtermittelüberwachung den 
Regierungspräsidien (§ 4 Absatz 1 Nummer 37 
OWiZuVO) und wird durch die vorstehende Unterrich­
tungspflicht nach Nummer 4 dieser Verwaltungsvor­
schrift nicht be1iihrt. 

5.2 In jedem Fall hat die Verwaltungsbehörde gemäß § 41 
OWiG die Sache an die Staatsanwaltschaft abzugeben, 
wenn Anhaltspunkte für eine Straftat bestehen. Das 
gleiche gilt, wenn eine Ordnungswidrigkeit mit einer 
Straftat zusammentri1ft (§ 21 OWiG) oder Zweifel dar­
über bestehen, ob eine Handlung eine Straftat oder eine 
Ordnungswidrigkeit ist. 

6 Beteiligung der Verwaltungsbehörden du:rch die 
Strafverfolgungsbehörde 

6.1 Werden im Rahmen .eines Ermittlungsverfahrens für 
die Strafverfolgungsbehörde Sachverhalte offenkun·­
dig, die im Bereich des Lebensmittel- oder Futtermit­
telrechts eine Gesundheitsgefährdung der Verbrauche­
rin oder des Verbrauchers oder eine sonstige nicht uner­
hebliche Beeinträchtigung der Interessen des Verbrau­
cherschutzes befürchten lassen, unterrichtet sie die 
zuständige Verwaltungsbehörde. Auf_§ 42 Absatz 6 
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch 
wird insbesondere hingewiesen. 

6.2 Die in dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, den 
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldver­
fahren (RiStBV) und der Anordnung über Mitteilungen 
in Strafsachen (MiStra) enthaltenen Vorschriften über 
die Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaften 
und Verwaltungsbehörden in Straf- und Bußgeldsachen 
sind zu beachten. Dies gilt insbesondere für: 

die Beteiligung der Verwaltungsbehörde vor einer 
Einstellung des Ermittlungsverfahrens· durch die 
Staatsanwaltschaft nach § 170 Absatz 2, §§ 153, 
153a StPO (Nummer 90 Absatz 1, Nummer 93 Ab­
satz 1 RiStBV), 

- die Beteiligung der Verwaltungsbehörde vor einer 
Einstellung des Verfahrens wegen einer Ordnungs­
widrigkeit (§§ 40, 42 Absatz 1, § 63 Absatz 3 
OWiG; Nummer 275 Absatz 1 und 3 RiStBV), 

- die Beteiligung der Verwaltungsbehörde an der 
Hauptverhandlung (Nummer 288 Absatz2 RiStBV; 
§ 76 Absatz l OWiG), 

- die Abgabe der Sache an die Verwaltungsbehörde 
nach § 43 Absat~ 1 OWiG (Nummer 276 RiStBV), 

- die Mitteilung an die zuständige Verwaltungsbe­
hörde bei Straftaten wegen eines besonderen öffent­
lichen Interesses (Nummer l Absatz 3 MiStra) und 
bei Strafsachen gegen Gewerbetreibende (Nummer 
39 Absatz 5 MiStra). 

6.3 Die Verwaltungsbehörden können auf Antrag Akten­
einsicht oder Auskünfte von der Staatsanwaltschaft 
nach Maßgabe von § 474 Absatz 2 bis 5 StPO erhalten. 

7 Datenschutz 

Für die Weitergabe personenbezogener Daten sind die 
einschlägigen Rechtsvorschriften zu beachten. Auf 
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§ 17 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas­
sungsgesetz und Nummer 1 Absatz 1 MiStra wird ins­
besondere hingewiesen. 

8 Zusammenarbeit im Einzelfall 
Mehrere Verwaltungsbehörden koordinieren ihre Tä­
tigkeiten im Einzelfall mit dem Ziel, eine bestmögliche 
Aufgabenerfüllung aller beteiligten Behörden zu errei­
chen. Grundlage hierfür ist ein möglichst umfassender 
und zeitnaher Informationsau~tausch. Die Behörden 
legen die Federführung für die weitere Koordinierung 
im Einzelfall fest. Insbesondere bei schwierigen und 
umfangreichen Vt<rfahren mit mehreren betroffenen 
Behörden hat sich dabei eine Zusammenarbeit der 
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter in Form einer 
Arbeitsgemeinschaft mit regelmäßigen Abstimniungs­
gesprächen bewährt. Die getroffenen Absprachen sind 
in geeigneter Weise zu dokumentieren. 

9 Inkrafttreten 

Die gemeinsame Verwaltungsvorschrift tritt mit Wir­
kung vom 1. März 2015 in Kraft und am 28. Februar 
2022 außer Kraft. 

GABL S.485 

Bekanntmachung des Ministeriums 
für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

über Verwaltungsvorschriften 
der Berufsbildung im Agrarbereich 

Vom 30. Mai 2016- Az.: 28-8410.00-

I. 

Die Verwaltungsvorschriften des Ministeriums für Ländli­
chen Raum und Verbraucherschutz zur Berufsbildung in der 
Landwirtschaft werden in einer ständig fortgeschriebenen 
Textausgabe amtlich herausgegeben. Sie enthält Vorschrif­
ten über· folgende Ausbildungsberufe der Undwirtschaft 

. nach dem Berufsbildungsgesetz: 

- Brenner/Brennerin 

- Fachkraft Agrarservice 

- Fischwirt/Fischwirtin 

- Forstwirt/Forstwirtin 

Gärtner/Gärtnerin 

- Rauswirtschafter/Hauswirtschafterin 

- Landwirt/Landwirtin 

- Milchtechnologe/Milchtechnologin 

- Milchwirtschaftlicher Laborant/Milchwirtschaftlicher 
Laborantin 

- Pferdewirt/Pferdewirtin 

- Pflanzentechnologe/Pflanzentechnologin 

- Revielj äger/Revierj ägerin 

- Tierwirt/Tierwirtin 

- Winzer/Winzerin 

In der amtlichen Textausgabe sind folgende Verwaltungs­
vorschriften veröffentlicht oder wie folgt geändert worden: 

1. Grundsätze des Ministeriums für Ernährung, Landwirt­
. schat"t und Umwelt für die Durchführung von Zwischen­

prüfungen vom 16. März 1973, Az.: 43-2181, 

2. Einführungserlass des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Umwelt zur Verordnung zur Durch­
führung der Abschlussprüfung vom 3. Februar 1975, 
Az.: IV 2185, 

3. Vereinbarung zwischen dem. Ministerium für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Umwelt und dem Kultusmi­
nisterium über die gemeinsame Durchführung des 
schriftlichen Teils der Sch.ulschlussprüfung und der Ab- -· 
Schlussprüfung in den anerkannten Ausbildungsberufen 
gemäß § 34 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 
26. Februar 1.975, bekannt gemacht am 15. April 1975 
(GABL S. 673), 

A. Geschäftsordnung des Gutachterausschusses für Ausbil­
dungsstätten im Bereich der Landwirtschaft einschließ­
lich der ländlichen Hauswirtschaft vom 1. August 1977, 
Az.: IV- 2193, die zuletzt durch den Beschluss des Be­
rufsbildungsausschusses vom 20. März 1996 geändert 
worden ist, ' 

5. Merkblatt über die Unfallversicherung ·der Berufsbil­
dungsausschü~se beim Ministerium für Ernährung und 
Ländlichen Raum in der Fassung vom 19.07.2002,Az.: 
45-8410.08, 

6. Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz über schriftliche Ausbil­
dungsnachweise und über Berichtshefte in den Berufen 
der Landwirtschaft (VwV Ausbildungsnachweise Land­
wirtschaft) vom 16. April2012, Az.: 28-8410.00, 

7. Durchführungsbestimmungen des Ministeriums Ländli­
cher Raum für die Zwischenprüfung im Ausbildungsbe­
ruf Landwirt/Landwirtin in der Fassung vom 30. Januar 
1996, Az.: 45-8412.71, · 

8. Durchführungsbestimmungen des Ministeriums Lälldli~ 
eher Raum für die Abschlussprüfung iin Ausbildungsbe­
ruf Landwirt/Landwirtin in der Fassung vom 7. Mai 
1996, Az.: 45-8412.72, die durch die Durchführungsbe­
stimmungen vom 18. April2000, Az.: 45-8412.72 geän­
dert worden sind, 

9. Durchführungsbestimmungen des Ministeriums L~ndli­
cher Raum zur Verordnung über die Eignung der Ausc 
bildup.gsstätte für die Berufsausbildung zum Landwirt/ 
zur Landwirtin in der Fassung vom 30. Januar, 1996, 
Az.: 45-8412.24, die durch den Beschluss des Berufsbil­
dungsausschusses vom 16. Februar 2000 geändert wor­
den sind, 

10. Durchführungsbestimmungen des Ministeriums für Er­
nährung, 'Landwirtschaft und Umwelt Baden-Württem­
berg' zur Meisterprüfung im Beruf Landwirt in der Fas­
sung vom 21. Mai'2003, Az.: 45-8412.73, 

11. Regelung des Ministeriums für Ernährung, Landwirt-
. schaft, Umwelt und Forsten über die Berufsausbildung 

und. Prüfung zum Landwirtschaftsfachwerker vom 17 .. 
Juli 1981 (GABL S. 1496), 

12. Verwaltungsvorschriften zur Berufsbildung in der Land­
wirtschaft (VwVBBiL); AusbildungsberufLand~irt/-in, 

t 




